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Nr. 40. Mittag⸗Ausgabe. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 
Brüſſel, 23. Jau. In einer Sitzung der Special⸗Com⸗ 
miſſion der franzöſiſchen Legislativen hat nach Mittheilungen 
der „Independanee“ Graf Walewski im Namen der Regie⸗ 
rung das Princip der ununterbrochenen Dauer des literari⸗ 
ſchen Eigenthums feſtgeſtellt. 
| London, 23. Jan. Seward hatte geſtattet, daß die nach 
Canada beſtimmten engliſchen Truppen in Portland landen 
und ihren Marſch durch Maine nehmen dürfen. 


London, 22. Jan. Weitere Berichte aus New⸗Pork vom II. d. mel⸗ 
den, daß die neue föderale See⸗Expedition Anapolis verlaſſen hatte; die 
Beſtimmung derſelben war unbekannt, als Rendez⸗vous bezeichnet man die 
Rhede von Hampton. — 25,000 Bundestruppen wurden in Cairo erwartet; 
nach ihrer Ankunft ſollte General Frank mit 60,000 Mann auf Nafhville 
marſchiren und eine Verbindung mit dem General Bull herzuſtellen ſuchen, 
und die vereinten Corps dieſer beiden Generäle ſollten dann gegen New⸗ 
Orleans vorrücken. ; 

Der Flotten⸗Ausſchuß des Congreſſes hat den Bau von zwanzig gepan⸗ 
zerten Kanonenbooten empfohlen. Ben. f 

In Carbonnes (?) in Neu⸗Schottland find Zwiſtigkeiten zwiſchen den 
Katholiken und Proteſtanten ausgebrochen, das Militär mußte einſchreiten 
und viele Perſonen wurden verwundet. Beim Abgang der Nachricht war 
die Ruhe noch nicht völlig wieder hergeſtellt. F 

London, 23. Jan. Die heutige „Times“ beſpricht die Finanzvorlage 

oulds, findet dieſelbe ſehr zufriedenſtellend, und lobt beſonders die Reduk⸗ 
tion der franzöſiſchen Armee. In einem anderen Artikel erörtert dieſelbe 
die Nothwendigkeit, daß England ſtreng die neutrale Politik in dem ameri⸗ 
kaniſchen Zwiſte aufrecht erhalte, und auf keine Art interveniren dürfe. 

„Morning Poſt“ bezweifelt nicht den Erfolg des Fould'ſchen Finanzpla⸗ 
nes, und zieht aus demſelben die beſten Vorausſichten für Frankreich, Eng⸗ 
land und für den Frieden Europas. 5 

„Telegraph“, „Daily News“ und die meiſten anderen Journale ſprechen 
ſich gleichfalls zu Gunſten der Fouldſchen Finanzprojekte aus. 


chrift 1½ Sgr. 


Preuſen. 


Candtags- Verhandlungen. 
Vierte Sitzung des Herrenhauſes. 

Präſident Prinz zu Hohenlohe eröffnet die Sitzung um 1% Uhr. Am 
Miniſtertiſche: Graf Pückler, Graf Schwerin und v. Bernuth, ſpäter v. Roon. 

Eine große Anzahl von Urlaubsgeſuchen iſt eingegangen. Der Präſident 
begrüßt das neu eingetretene Mitglied des Hauſes, Graf Kraſſow. 

Juſtizminiſter v. Bernuth überreicht, kraft allerhöchſter Ermächtigung 
vom 30. Dez. 1861 für die Miniſter des Innern und der Juſtiz, einen Geſetz⸗ 
entwurf, betreffend die Auflöjung des Lehnsverbandes in Vor⸗ und Hinter⸗ 
Pommern. Derſelbe ſei aus langjährigen Verhandlungen hervorgegangen 
und betreffe einen gerade für die Provinz Pommern höchſt wichtigen Gegen⸗ 
ſtand. Wiederholt 5 Anträge und Petitionen eingegangen, welche im 
Intereſſe des Real⸗Credits und der Landes⸗Cultur eine geſetzliche Regelung 
der Angelegenheit gefordert. Bereits hätten ſich die pommerſchen Pro⸗ 
vinzial⸗Landtage in den Jahren 1851 und 1852 mit derſelben eingehend 
beſchäftigt, und eine Seite deſſelben — die Lehnstaxe — ſei auch ſchon Ge⸗ 
genſtand der Berathung des Herrenhauſes geweſen. Der vorgelegte Geſetz⸗ 
entwurf behandelt den Gegenſtand im weiteren Umfange; er wende ſich den 
Lehnsverhältniſſen überhaupt zu und ſchließe ſich im Allgemeinen den Vor⸗ 


jährigen Provinziallandtage zur Aeußerung 2 und von ihm bis auf 
einige gewünſchte Aenderungen, die von der Regierung acceptirt worden, 
volftändig gebilligt. Er ſtelle anheim, den Entwurf einer beſondern Com: 
miſſion zu überweiſen. — Letzteres wird geſchehen. 5 
Juſtizmiſter v. Bernuth: Ich habe ferner auf Grund einer aller⸗ 
höchſten Autoriſation vom 11. d. M. dem Haufe den Entwurf eines Geſetzes 
über die Verantwortlichkeit der Miniſter und ſodann über die Abänderung 
der Art. 49 und 61 der Verfaſſungs⸗Urkunde vorzulegen. Beide Geſetzent⸗ 
würfe ſtehen in einem innigen Zuſammenhange; der eine wird durch den 
anderen bedingt. Die Staatsregierung hatte, bei den Berathungen über das 
in dem Art. 61 der Verfaſſungsurkunde in Ausſicht geſtellte Geſetz der Ber: 
antwortlichteit der Miniſter, ſich vor Allem die Frage zu ſtellen, ob die 
Grundzüge für ein ſolches Geſetz, wie ſie Art. 61 normirt, noch zutreffend 
erſcheinen. Die Regierung dat geglaubt, dieſe Frage, nicht unbedingt be: 
jahen zu können, vielmehr iſt fie bei ſorgfältiger Prüfung zu dem Reſultat 
Seinen daß der Geſetzentwurf in mehrfacher Beziehung nach anderen 


rinzipien geſtaltet werden müſſe, und daß deshalb eine Abänderung der 
var nd bedingt ſei. Die erſte in Vorſchlag gebrachte 95 7 0 80 17 
ſcch auf das Recht zur Anklage. Die Verfaſſung hatte Bee 110 bekannt⸗ 
lich jedem der beiden Häuſer gegeben; die Staatsregierung glaubt, daß die 
Ausübung eines ſo wichtigen Rechtes nur durch einen 5 
Beſchluß beider Häuſer erfolgen könne, weil nur dadurch die rn er 190 
Gewähr gegen die ernſte Gefahr der Uebereilung gegeben wird. H 1 e⸗ 
ierung bat dabei auch das Vorbild der Verfaſſungsurkunden fait aller deut⸗ 
chen Staaten für ſich, wonach zur Aufrechthaltung des Wien der 
Gewalten die Ueber ab 12 5 Saufen, 2 dieſelbe die Geſetzgebung 
erfordert, auch bei der Miniſteranklage nöthig iſt. 3 
i Ferner: * im Art. 61 der Verf. vorgeſehenen Verbrechen „Verrath— 
und „Beſtechung“ kennt bereits das jetzige Strafgeſetz. Anders ſteht jedoch 
die Sache in Bezug auf eine Jeg eg ich ai dieſes Vergehen kennt 
bis jetzt das Strafrecht nicht; es rechtfertigt ſich auch von ſelbſt, daß die 
Entſcheidung darüber, ob eine ſolche vorliegt, in die Hände der Landesoer⸗ 
tretung gelegt iſt. a in we Beaiehune iſt ER Veränderung der Ver⸗ 
aſſung nöthig; dieſer Begriff muß präciſirt werden. a 
* — 5 bal die Staatsregierung noch anderen Bedenken Rechnung tragen 
müſſen, welche gegen den Art. 61 vorliegen. Nach dieſem Artikel ſoll über 
die Miniſter⸗Anklage der oberſte Gerichtshof der Monarchie entſcheiden. Die 
Bedenken liegen nun darin, daß das Ober⸗Tribunal, als ſtändiger 1 
zu Entſcheidungen über Miniſter⸗Anklagen Attributionen 0 erh 0 welche 
ihm fern gehalten werden müſſen. Die Staatsregierung hält e 15 — 
Verbeſſerung, wenn ſie vorſchlägt, daß der Gerichtshof für jeden 46 be 5 
Fall theils aus Mitgliedern des Obertribunals, theils aus den 15 De 0 
der ſämmtlichen Obergerichte durch's Loos berufen werben, 10 5 ur 
würde der Gerichtshof die Vorzüge eines Schwurgerichts erhalten. in Er⸗ 
Endlich mußte auch die Beltimmung des Art. 49 der Verfaflung i 0 5 
wägung gezogen werden, wonach das allerhöchſte Begnadigun srecht zu 5 : 
ften eines Miniſters nur auf den Antrag der anklagenden N ausge⸗ 
übt werden kann. Die Staatsregierung glaubt, daß in dieſer N 
kein Unterſchied in Betreff der Miniſter und anderer Perſonen zn 
werden darf; die Staatsregierung erkennt zwar die auf . 1 an 5 
liegenden Gründe an, daß einem Minifter, wenn auf Verluſt ſeine lt be 
erkannt iſt, daſſelbe nicht wiedergegeben werden kann; dagegen feh 7 5 
genügenden Gründen, das allerhöchſte Begnadigungsrecht in Bezug auf ie 
etwa erkannten Freiheitsſtrafen an den Antrag einer Wai e uten 8 
Der Miniſter ſchlägt vor, den Geſetzentwurf einer beſonderen Kar h au 
überweiſen; das Haus ſtimmt bei, doch ſoll auf Antrag des Dr. faden 
mann die Commiſſion erſt dann gewählt werden, wenn die Vorlag 
gedruckt find, PN 1 
Kriegsminiſter v. Roon: Durch allerhöchſte Autoriſation vom Me 
bin ich ermächtigt, dem hohen Haufe einen Geſetzentwurf, betrefien Kup 0 
änderung und Ergänzung einiger Beſtimmungen des Geſetzes u 700 15 er⸗ 
pflichtung zum Kriegsdienſte vom 3. September 1814 zur verfaſſun ar en 
Beſchlußnahme vorzulegen. Ich habe über die Beſtimmungen dieſes \ 55 
Entwurfs mich an dieſem Orte eigentlich nicht näher auszuſprechen: = 
Zuſammenhang mit der Reorganiſation des Heeres it unverkennbar, 5 
da ich bereits zweimal Gelegenheit gehabt habe, die angenehme Temperatur, 
welche in dieſem Haufe in Betreff jener Maßregel herrſcht, zu fühlen (Hei: 
terkeit), jo würde es undankbar erſcheinen, wenn ich die Herren mit einer 
vorzeitigen Auseinanderſetzung der Nothwendigkeit ermüden wollte. Ich 


babe nur noch eine Bitte auszusprechen; fie iſt vielleicht überflüſſig, aber ich! Beſtandtheil einer Strafe zuläßig ſei, vielmehr unab ängig von einer ſolchen 


Breslau 


Vierteljähriger Abonnementspreis in Breslau 2 Thlr., außerhalb incl, 
e für den Raum einer 


ſchlägen des Provinziallandtages von 1852 an. Derſelbe ſei auch dem vor⸗ 


Verlag von Eduard Trewendt. 


tum 


Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeltung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Freitag, den 24. Januar 1862. 


glaube, ſie rechtfertigt ſich vom Standpunkte der Regierung. Es iſt die 
Bitte um möglichite Beſchleunigung, damit der an einem anderen Orte geſuchte 
Zuſammenhang der Vorlage mit dem Budget nicht Veranlaſſung geben 
könne, die wünſchenswerthe ſchleunige Erledigung des Budgets hinauszuzie⸗ 
hen. Das iſt Alles, was ich zu ſagen habe. 3 

Miniſter des Innern Graf Schwerin erhebt ſich hierauf, um den Ent⸗ 
wurf einer Kreisordnung für die ganze Monarchie einzureichen. Er 

50 zur Begründung auf die Geſchichte dieſer Reform in Preußen ein. Die 
Verſuche, die 1812 auf dieſem Gebiete gemacht worden, wolle er hier nicht 
näher erörtern, da ſie in der Form den Anforderungen der Gegenwart nicht 
mehr entſprechend ſeien. Schon 1825 aber ſei von den Provinzial⸗Landtagen 
das Bedürfniß der Vertretung aller Intereſſen ausgeſprochen worden. Das 
Geſetz von 1841 habe in dem Beſteuerungsrechte, das den Kreisvertretungen 
zugeſprochen, ein neues Moment geboten für die Nothwendigkeit, in den⸗ 
ſelben die verſchiedenen Intereſſen nach ihrem wahren Verhältniſſe ver: 
treten zu ſehen. In den Sturmtagen des Jahres 1848 mußte dies Geſetz 
aufgehoben werden. Die Verfaſſungs⸗Urkunde des Jahres 1850 dispo⸗ 
nirte auch in dieſer Materie, indem ſie feſtſetzte, daß die Kreisvertreter aus 
Wahlen hervorgehen ſollten, und ein Verſuch, dieſe Beſtimmung ins Leben 
zu führen, wurde in dem Geſetz vom 11. März deſſelben Jahres gemacht. 
1853 jedoch wurde die betreffende Beſtimmung der Verf⸗Urkunde aufgehoben, 
und der Entwurf einer neuen Kreisordnung, der in demſelben Jahre 
den Kammern vorgelegt worden war, von der Regierung ſelber 
zurückgezogen. „Wenn wir jetzt von Neuem einen Verſuch machen, in 
dieſer Angelegenheit zu einem Abſchluß zu gelangen, ſo geſchieht dies, 
weil das Bedürfniß dazu ſtets dringender hervortritt, da in den Kreis⸗ 
vertretungen der zöſtlichen Provinzen die Thätigkeit der Propinzial⸗ 
verwaltung ſich mehr und mehr concentrirt. Im Jahre 1860 bereits wurde 
deshalb dem Landtage ein Geſetzentwurf vorgelegt. Die Gründe, die uns 
damals leiteten, ſind im Weſentlichen auch heute noch dieſelben. Her Re⸗ 
form der Kreisordnung muß ſich gründen auf eine Aufhebung des Virilſtim⸗ 
menrechts ver Rittergutsbeſitzer, und in jeder Kreisvertretung müſſen die ver⸗ 
ſchiedenartigen Intereſſen berückſichtigt, namentlich aber dem großen Grund⸗ 
beſitze ein überwiegender Einfluß geſichert ſein.“ — In einigen Beſtimmun⸗ 
gen, fährt der Miniſter fort, iſt die gegenwärtige Vorlage von der vorjäh⸗ 
rigen abweichend. Die Bemerkungen, welche damals die Commiſſion des 
Abgeordnetenhauſes zu dem Entwurfe machte, find berücksichtigt worden, und 
das gegenwärtige Geſetz umfaßt auch die beiden weſtlichen Provinzen, alſo 
die ganze Monarchie. Der Geſetzentwurf beruht, das iſt unſere Ueberzeu⸗ 
en auf conſervativen Grundlagen. Die Beſtimmung jedoch, daß dem gro⸗ 

en Grundbeſitze jedenfalls und immer die Hälfte der Vertretung vorbehalten 
ſein müſſe, hat nicht aufrecht erhalten werden können, da die Vertheilung des 

Grundbeſitzes in den verſchiedenen Kreiſen eine zu verſchiedene iſt. Aber es 
iſt auch nicht richtig, was man in der letzten Zeit häufig hat verſichern hören, 
daß dieſe Vertretung auf ein Drittel reducirt worden ſei. In 218 von den 
234 . der ältern Landestheile ſoll der große Grundbeſitz mehr als 
Eindrittel, in 54 Kreiſen ſogar mehr als Zweidrittel der Vertretung haben. 
In den weſtlichen Provinzen haben andere Vertretungsverhältniſſe geſucht 
werden müſſen, indem man dort an die bestehenden Organiſationen anzu: 
knüpfen hatte. Auch hier iſt jedoch für geſonderte Vertretung des großen 
Grundbeſitzes geſorgt, wenn auch in anderer Weiſe. — Der Miniſter bittet 
ſchließlich um gründliche und ſorgfältige Erwägung, indem er zugleich den 
Präſidenten anheimgiebt, die Motive des Entwurfs von 1860, die im We⸗ 
ſentlichen auch die des gegenwärtigen ſeien, nochmals abdrucken zu laſſen. 
Was die beigegebene Statistik betreffe, bemerkt der Miniſter nachträglich, fo 
ſei dieſelbe zwar aus dem ſicherſten Materiale gearbeitet, aber abſolute Ga⸗ 
rantie könne er dafür freilich nicht übernehmen. Er habe ſie deshalb den 
Regierungen noch einmal zur Reviſion überſchickt und hoffe das Reſultat 
derſelben noch rechtzeitig dem Hauſe mittheilen zu können. 

Zur Berathung dieſes Geſetzentwurfs ſoll auf Vorſchlag des Präſidenten 
die Commiſſion wegen der Wegeordnung durch je ein Mitglied aus jeder 
Abtheilung verſtärkt werden. 

Präſident: . ſpreche hiermit im Namen des Hauſes dem Miniſte⸗ 
rium meinen Dank aus, daß es dem Herrenhauſe diesmal ſogleich Beſchäf⸗ 
tigung gegeben hat (Bravo). 

Schluß der Sitzung 2 Uhr. Nächſte Sitzung unbeſtimmt. 


Berlin, 23. Jan. [Amtliches.] Se. Maj. der König haben 
allergnädigſt geruht: dem großberzoglich badenſchen außerordentlichen 
Geſandten und bevollmächtigten Miniſter zu Berlin, Kammerherrn und 
Staatsrath Freiherrn Marſchall v. Biberſtein, den rothen Adler⸗ 
Orden erſter Klaſſe, fo wie dem königlich baierſchen Oberſten der Ar⸗ 
tillerie und Direktor der Gewehr⸗Fabrik zu Amberg, Freiherrn v. Po⸗ 
dewils, und dem Oberſt-Lieutenant Favre vom Generalſtabe der 
ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft in Genf den königlichen Kronen⸗Orden 
dritter Klaſſe zu verleihen; ferner den bisherigen außerordentlichen Pro⸗ 
feſſor Dr. Giebel in Halle zum ordentlichen Profeſſor in der philo⸗ 
ſophiſchen Fakultät der dortigen Univerfität; fo wie den Kaufmann 
H. Sonnenkalb in Point de Galle auf Ceylon zum Konſul daſelbſt 
zu ernennen; und dem Badearzt Dr. Langner in Landeck den Cha⸗ 
rakter als Sanitätsrath zu verleihen. 

Der königliche Bau⸗Inſpektor Plate zu Siegen iſt zum köͤnigl 
Ober⸗Bau⸗Inſpektor ernannt und demſelben die Ober⸗Bau⸗Inſpektor⸗ 
Stelle zu Münſter verliehen worden. Der Hütten ⸗Inſpektor Theodor 


Stenz iſt zum Hütten» Direktor der königl. Eiſengießerei bei Gleiwitz 
ernannt. 

Der bisherige Kanzleiꝙ⸗Diätarius Chriſtian Auguſt Friedrich Bauch 
iſt als Sekretär der Generalkaſſe des Miniſteriums der geiſtlichen, Un⸗ 
terrichts⸗ und Medizinal⸗Angelegenheiten angeſtellt worden. 

Am Gymnaſium zu Mühlhauſen iſt die Anſtellung des Schulamts⸗ 
Candidaten Dr. Schippang als ordentlicher Lehrer genehmigt worden. 

Se. Majeſtät der König haben allergnädigſt geruht, zu der von des 
Birken zu Hohenzollern⸗Sigmaringen königlicher Hoheit beſchloſſenen Ver: 
eihung des Fürſtlich Hodenzollernſchen Hausordens an die nachbenannten 
Perſonen Allerhöchſtihre Genehmigung zu ertheilen, und zwar: 

des Chrenkreuzes erſter Klaſſe: dem Fürſten zu Sal m⸗Reiferſcheid⸗ 
Dyck und dem Direktor im Miniſterium des königlichen Haujes, Wirklichen 
Geh. Ober⸗Finanzrath von O bſtfelder; 

des Ehrenkreuzes zweiter Klaſſe: dem Commandeur des 1. Magdeburgi⸗ 
ſchen Infanterie⸗Regiments Nr. 26, Oberſten v. Kotze, und 

des Ehrenkreuzes dritter Klaſſe: dem fürſtlich Thurn und Taxisſchen 
Poſtmeiſter von Carlshauſen zu Sigmaringen. 


Deutſchla nd. 

„Frankfurt a. M., 17. Jan. [Das Caſſationsurtheil der Ju⸗ 
riſtenfakultät Leipzig in Sachen des Buchdruckers Baiſt und Bud: 
händlers Auffarth dahier wegen Nachdrucks reſp. Nachdruckdebits der „Mi: 
litäriſchen Denkſchrift“ des Prinzen Friedrich Karl von Preußen iſt, wie be⸗ 
reits kurz erwähnt, in heutiger Sitzung des Appellationsgerichts verkündigt 
worden. Die von den Beklagten angefochtene Giltigkeit der betreffenden 
Bundesbeſchlüſſe für Frankfurt wird von der Kaſſationsinſtanz, übereinſtim⸗ 
mend mit den hieſigen Gerichten, ausdrücklich anerkannt. Andererſeits wird 
das von der Staatsanwaltſchaft angefochtene n Urtheil in ſo 
weit für unrichtig erklärt, als daſſelbe bezüglich der Strafbarkeit des Nach⸗ 
drucks den Nachweis des dolus für erforderlich hält, wogegen die Kaſſations⸗ 
Inſtanz nach Inhalt der Bundesbeſchlüſſe auch den Nachdruck aus Fahrlä⸗ 
ßigkeit ſtrafbar findet. Gleichwohl wird, da eine ſolche Jahn agen bei 
Uebernahme des Drucks jener Denkſchrift dem Buchdrucker Baiſt nicht nach⸗ 
gewieſen ſei, deſſen Freiſprechung beſtätigt. Bezüglich Auffarths wird die 
Freiſprechung aus dem vom Appellationsgericht angeführten Grunde auf 
recht erhalten, daß nur der wiſſentliche Nahdrudspebit ſtrafbar ſei. Dage⸗ 
gen wird die Konfisfation der Nachdrucksexemplare bei beiden für geboten 
erklärt, weil dieſelbe nicht, wie das Appellationsgericht annahm, blos als 
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nem eigenen Gewiſſen abzuhängen; 


und als eine Maßregel zum Schutz der Verlagsrechte des Berechtigten in 


allen Nachdrucksfällen verfügt werden müſſe. Allg. Z.) 
Mainz, 19. Jan. [Der Redakteur der „Mainzer Ztg.“, Herr 
Karl Hellermann! nimmt in der heutigen Nummer dieſer Zeitung Ab⸗ 


ſchied von ſeinen Abonnenten, da er durch die in ſeinem Preßprozeſſe über 
„Deutſche Gedanken aus Mainz“ gegen ihn verhängten Gefängnißſtrafe ſich 
genöthigt ſieht, von der verantwortlichen Redaktion feines Blattes zurückzu⸗ 
treten, „die er ſeit einer langen Reihe von Jahren mit einer Mäßigung 
geführt, daß er gerichtlicherſeits nicht der geringiten Anfechtung unterlag, 
is ihn in Folge der Veröffentlichung des obenbezeichneten Artikels eine un⸗ 
vermuthete Verurtheilung traf.“ Der Artikel „Deutſche Gedanken aus 
Mainz“ wurde nämlich unterm 23. ae aus dem „Frankfurter Journal“ 
abgedruckt. Eine Anklage der großh. Staatsprokuratur wurde von der Raths⸗ 
kammer grb. Bezirksgerichts nicht aufgenommen, von der Anklagekammer 
des großh. Obergerichts jedoch aufrecht erhalten und an das großh. Bezirksge⸗ 
richt verwieſen. Hier erfolgte am 16. Auguft Freiſprechung, wenn man den 
Artikel verurtheilen wolle, man erſt Strafbares hinein argumentiren müſſe. 
Die großh. Staatsbehörde appellirte gegen dieſe Freiſprechung, und es erfolgte 
am grh. Obergerichte die Verurtheilung des Unterzeichneten zu 1 Monat 
bürgerlichem Gefängniß und 50 Fl. Geldbuße. Das Kaſſationsgeſuch wurde 
unterm 23. Dezbr. v. J. von dem großh. Kaſſationshofe in Darmſtadt ver⸗ 
worfen, und das obergerichtliche Urtheil beſtätigt. — Die ganze heutige 
Nummer iſt außerdem mit dem Wortlaut des Urtheils ausgefüllt, das dem 
Urtheile gemäß veröffentlicht werden mußte. Die verantwortliche Redaktion 
geht an den bisherigen Mitarbeiter Herrn Lahm über. 

Kaſſel, 22. Jan. [Die geſtern hier angelangte Depu⸗ 
tation] marburger Studenten, welche ſich über die Uebergriffe der 
Polizei beſchweren und um die Entfernung eines zu Exeeſſen provoci⸗ 
renden Polizeibeamten bitten wollte, iſt vom Kurfürſten nicht ange⸗ 


nommen worden. (1) (A. B. 3.) 


O eſterrei ch. 


Ueber den Finanzplan, welchen Herr Carl Maager, Mitglied 
des früheren verſtärkten Reichsraths und Präſident der Handelskammer zu 
Hermannſtadt, dem Finanzausſchuſſe des Abgeordnetenhauſes in Wien vor⸗ 
gelegt hat, erhalten wir einige authentiſche Details. Unter Garantie des 
Reichsrathes ſollen neue verzinsliche und ſucceſſive rückzahlbare Reichsobli⸗ 
gationen geſchaffen werden, welche durch jährliche fünf Verloofunnen in 
einem Zeitraume von 56 den g. die Staatsschulden tilgen und dem Staate 
noch überdies einen jährlichen Reingewinn zur Beſtreitung anderer Bedürf⸗ 
niſſe abwerfen, oder bei Kapitaliſirung deſſelben am Ende der erwähnten 
Periode ein ſehr namhaftes Activum hinterlaſſen werden. Mit dieſen neuen 
verzinslichen verloosbaren Reichsobligationen ſollen folgende Zwecke erreicht 
werden: 

A. Mit einem Theil derſelben ſollen alle wie immer 90 
ſtehenden Staatspapiere eingelöſt, d. h. in dieſe neuen 
willig umgewandelt werden. 

B. Ein andeter Theil derſelben ſoll dem Realbeſitz zu Gute kommen und 
Landwirthſchaft und Induſtrie unterſtützen. - 
C. Ein dritter Theil dieſer Reichsobligationen endlich ſoll eine Reſerve 
bleiben, um für Fälle außerordentlichen Geldbedarfes durch Veräußerung 
oder Verpfändung deſſelben Geld zu ſchaffen, und fo Anleben in der bishe⸗ 
rigen Weiſe überflüſſig zu machen, und im Falle der Noth dem Staate 

ſchnelle Hilfe bieten zu können. 

Dieſes ſind die allgemeinen Grundzüge des Projectes. „Es ift fern von 
jeder Schwindelei, — fährt das uns vorliegende allgemeine Programm fort 
— beruht auf mathematiſchen Wahrheiten, und die beigegebenen Tabellen 
und näheren Erläuterungen derſelben werden jeden Zweifel an der Richtig⸗ 
keit des Geſagten verſchwinden machen, doch iſt die Ausführung des ganzen 
Projects nur unter den Vorausſetzungen möglich, auf welche der Kredit des 
Staates überhaupt begründet iſt und daß dieſelben auch in Erfüllung geben, 
Dieſe ſind: Erſtarkung und vollſte Entwickelung des nur noch in ſeinem 
Keimen vorhandenen conſtitutionellen Lebens in Oeſterreich, fo daß ohne 
allen Zweifel und für immerwährende Zeiten in Oeſterreich der Reichsver⸗ 
tretung unverkümmert und unverfürzt das Recht zuſtehe, auf E nnahmen 
und Ausgaben des Staats nach allen ſeinen Richtungen im Innern und 
nach außen, im Kriege, wie im Frieden verfaſſungsmäßigen Gauß zu üben, 
wornach eine ſolche wirkliche und nicht ferner illuſoriſche Controle geſchaffen 
werde, welche dieſen neuen Reichsobligationen im In⸗ und Auslande das 
Vertrauen gewährt, welches unſere gegenwärtigen Staatspapiere leider jo 
ſehr entbehren.“ 

„Neben vielen anderen Verſicherungen verſpricht das Programm noch, daß 
bei den großen Vortbeilen, welche der Verlooſungsplan darbiete, kein Zwang 
zur Uebernahme der Obligationen einzutreten brauche, daß mit Hilfe des 
Blanes das Verbältniß des Staats zur Bank vollſtändig geregelt werden 
tonne und die Beſſerung, ja Herſtellung einer feſten Valuta nicht nur mög: 
lich, ſondern eine ſichere und nothwendige Folge ſein werde. Die Beſchlag⸗ 
nahme der Güter der to ten Hand endlich werde ganz überflüſſig gemacht. 
Ob der Plan im Stande iſt, alle dieſe Verſprechungen oder auch nur einen 
Theil derſelben zu erfüllen, läßt ſich nicht beurtheilen, da gt: Carl Maager 
den vollſtändigen Plan mit allen Nachweiſungen und den rlooſungs⸗ und 
Tilgungs⸗Tabellen ſo lange für ſich als ſein Geheimniß behält, bis der hohe 
Reichsrath für ihn und ſeine gleichfalls noch anonym gehaltenen „Betheilig⸗ 
ten“ die Garantie gegeben hat, daß ihm und ſeinen „Herren Collegen“ von 
dem innerhalb der 56 Jahre zu erzielenden Reingewinn 5 65 als Lohn ihrer 
Mühen gewährt werden ſoll. An dieſe Bedingung knüpft der zwar jetzt 
vergeſſene, aber noch vor etwa Jahresfriſt gefeierteſte Liberale Oeſterreichs 
die Mittheilung des Arcanums, durch welches das kranke Oeſterreich geſund 


gemacht werden ſoll. 
It alien. 


: [Das Minifterium Ricaſoli vor dem Ges 
nat.] In der Sitzung des italieniſchen Senats vom 15. Jan. interpellirte 
der Senator Pareto wie bereits telegraphiſch gemeldet, den Baron Ricaſoli 
über die Lage des Ministeriums. Wir laſſen die Hauptmomente dieſer wich: 
tigen Discuſſion nach dem uns jetzt vorliegenden ausführlichen Berichte hier 
folgen. Ricaſoli beantwortet die Interpellation Pareto's wie folgt: „Man 
hat von der Lage des Miniſteriums geſprochen. Es iſt wahr, das Cabinet 
ſollte aus acht Mitgliedern beſtehen; aber die Conſtitution keines Landes 
macht daraus eine conditio sine qua non, und wir ſehen, ohne anderer 
Staaten zu gedenken, daß in Piemont ſelbſt öfter als einmal das Miniſte⸗ 
rium unpollſtändig war und nichtsdeſtoweniger ohne Nachtheil für das öffent» 
liche Wohl und die Bedürfniſſe des Staates fungirte. Der Himmel bewahre 
mich davor, mich mit meinen Vorgängern zu vergleichen; ich weiß, daß ich 
ihnen, was Fähigkeiten betrifft, nicht vergleichbar bin, wohl aber darf ich 
mich auf meinen guten Willen berufen, das Werk der Einigung Italiens 
durchführen zu helfen. Das Miniſterium hat, wie Sie wiſſen, ohne die 
Schwierigkeiten der Lage 3 verkennen, den Verſuch gemacht, einen Miniſter 
des Innern zu finden. Man mußte einen Staatsmann ausfindig machen, 
welcher ſich entſchloß, das Portefeuille anzunehmen, und welcher meinen Col⸗ 
legen angenehm war. Es wurden einem Staatsmanne Anträge gemacht, 
aber ſein Programm ſtand demjenigen des actuellen Cabinets geradezu ent⸗ 
gegen. Das Miniſterium mußte durch meinen Mund erklären, daß es nicht 
kransigiren könne noch wolle; dies it der Grund der gegenwärtigen Schwie⸗ 
rigkeit. Das Miniſterium fragt ſich nun, ob wirklich die Nothwendigkeit 
einer Completirung vorhanden ſei. Das Miniſterium glaubt, nur von ſei⸗ 

1 1 en; ſein Gewiſſen jagt ihm, daß es in die⸗ 
ſem Augenblicke ſich nicht zurückziehen dürfe; es würde ſich zurückziehen, wenn 
ihm die Unterſtützung des Parlaments nicht zu Theil würde; das Parlament 
aber unterſtützt uns. 

Es iſt von Rom und Neapel die Rede geweſen. Ich werde mich zuerſt 
über Neapel ausſprechen. Man kann ſich nicht verhehlen, daß das Gouver⸗ 
nement in den ſüdlichen Provinzen große Schwierigkeiten findet. Betreffs 
der Mittel konnte unſere Wahl a Naserge ſein; wir zogen eine gute 
Adminiſtration allen außerordentlichen Maßregeln vor, und wir haben nicht 
Urſache gehabt, dieſen Entſchluß zu bereuen, denn wir gewinnen von Tag 
1 mehr die Gewißheit, daß alle Provinzen des Königreichs den feſten 

illen haben, vor den Augen der Welt zu manifeſtiren, daß Italien einig 


earteten jetzt be⸗ 


eichspapiere frei⸗ 


Turin, 20. Jan. 
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und unabhängig ſein will und daß es die Mittel wird zu finden wiſſen, um 
dazu zu gelangen. 5 EL 

Mer dürfte ſich über die Schwierigkeiten Illuſionen machen, welche den 
Weg nach jenem Ziele umlagern? Aber ſollte das Parlament Angeſichts 
dieſer Schwierigkeiten und des guten Willens der Regierung nicht über einige 
Maßregeln hinweggehen, welche die Gewalt der Dinge nothwendig gemacht 
bat, zumal wenn ihm das Miniſterium erklärt, daß es unwiderruflich ent⸗ 
ſchloſſen iſt, die Einigung des Vaterlandes trotz gewiſſer widerſtrebender Ele: 
mente zu vollenden? Man mußte die Adminiſtrationen reorganiſiren, und 
es war dies ſehr ſchwierig, denn man mußte alle. Decrete revidiren, welche 
in den neuen Provinzen nach ihrer Revolution, während ſie autonom wa⸗ 
ren, erlaſſen worden und die mit unſeren Geſetzen nicht übereinſtimmten. 
Das Miniſterium iſt dem Parlamente ſehr ergeben und es hatte nie die Ab⸗ 
ſicht, ſich der Autorität deſſelben zu entziehen. Es fühlt ſich daher glücklich, 
8 erklären, daß die Adminiſtration der ſüdlichen Provinzen in befriedigender 

eiſe fortſchreitet. Es muß dies für das Parlament ein Motiv mehr ſein, 


die neuen Geſetze, welche das Miniſterium ihm unterbreiten wird, zu 


ſanctioniren. n ae 5 2 

Was Rom betrifft, jo it dies eine im Princip entſchiedene Frage; es iſt 
eine Frage, über welche die Civiliſation unſerer Epoche entſchieden hat. Die 
italieniſche Nation wird in Rom die Krönung ihrer Unabhängigkeit und Ein⸗ 
heit finden; die römische Frage iſt folglich ihrer Löſung nahe (2); es iſt ein 
Sieg, welchen die Vernunft und das Gewiſſen erkämpfen muß, und wenn 
man auch Tag und Stunde nicht im Voraus beſtimmen kann, ſo iſt es doch 
nicht weniger wahr, daß dieſe Frage an jedem Tage, in jeder Stunde, in 
jeder Minute reift, fortſchreitet und der Löſung ſich nähert; in dieſem Mo⸗ 
mente, wo ich ſpreche, macht fie einen gewaltigen Schritt (2). Das große, 
philoſophiſche und providentielle Princip des Grafen Cavour wird der Rea⸗ 
liſirung nicht ermangeln, und es handelt ſich hier nicht um mehr oder min⸗ 
der wichtige Conceſſionen, welche man einer Inſtitution machen muß, es 
handelt ſich vielmehr um eine Inſtitution, die mit dem Fortſchritte und der 
Civiliſation im Widerſpruch ſteht. Das Princip der Freiheit der Kirche im 
Schooße der ap des Staates hat einen ungeheuren Schritt gemacht, 
und wenn unſer erhabener Alliirter nicht für zweckmäßig erachtet hat, die 
Löſung zu acceptiren, welche wir ihm vorgeſchlagen haben, ſo iſt die An⸗ 
wendung jenes großen Prinzips darum nicht minder richtig und unbeſtreit⸗ 
bar, wie es auch unbeſtreitbar iſt, daß dieſe Anwendung in der Nothwen⸗ 
digkeit der Verhältniſſe liegt. 

Das Gouvernement wird, auf dem Wege der Ueberredung und der Ver⸗ 
nunft beharrend, die Realiſirung jenes großen Prinzipes zu Ende führen, 
und es iſt nicht zweifelhaft, daß die Stimme Frankreichs und die Stimme 
Italiens bald das nothwendige und erwünſchte Reſultat erlangen werden. 
Ich wiederhole es meine Herren, die römiſche Frage wird bald eine Löſung 
erhalten. Was die Decrete betrifft, die man uns zum Vorwurfe macht, ſo 
verſichere ich, daß das Miniſterium nicht daran gedacht hat, die Prärogative 
des Parlaments zu uſurpiren; aber es war gezwungen, drängenden Noth⸗ 
wendigkeiten zu gehorchen, die aus der Situation Italiens ſich ergaben. In 
Abweſenheit des Parlaments richteten alle Provinzen wohlbegründete und 
gerechte Forderungen an die Regierung, rg denen man eine 15 
60 5 Gewährung nicht verſagen könnte. Was hätte das Gouvernement thun 
ſollen? Sollte es verlangen, daß das Parlament in Permanenz bleibe, was 
es in ſeiner vorigen Seſſion verweigert hat? Ich kann übrigens dem Se⸗ 
nate verſichern, daß ich nur wünſche, ſtets eine Autorität an meiner Seite 
zu haben, welche alle meine Acte controlire.“ 3 

Graf Ponza di San Martino: „Als der Herr Conſeilspräſident von der 
Miniſterkriſis ſprach, erwähnte er gewiſſer Programme, Bedingungen u. ſ. w. 

ch glaube, meine Würde, meine Poſition als Senator verpflichten mich, 
einige Erklärungen zu geben. Als mir von Seiten der Regierung Vorſchläge 
gemacht wurden, trat eine bedeutende Divergenz bezüglich der Mittel hervor, 
durch welche das Ziel, das wir Alle anſtreben, zu erreichen ſei. Ich legte 
nur die Ideen dar, welche die ſehr ernſte Lage des Vaterlandes in mir ent⸗ 
ſtehen ließ. In der gegenwärtigen Situation ſind unſere Finanzen nicht auf 
dem Niveau der politiſchen Bedürfniſſe. Italien wird niemals ſtark genug 
ſein, jo lange es nicht neben einer guten Armee auch gute Finanzverhält⸗ 
niſſe hat. Ich halte feſt an der Anſicht, daß es unerläßlich nothwendig ſei, 
die Finanzverwaltung im Syſtem umzugeſtalten und die politiſche Tendenz 
zum Kriege aufzugeben. Wozu ſollen die Rüſtungen dienen, wenn wir kein 
Geld haben? Sie können nur dazu dienen, unſer Werk halb und halb zu 
Grunde zu richten. ch zweifle nicht daran, daß in einem ſupremen Mo⸗ 
mente die Italiener wieder dem Aufrufe entſprechen und ihrer Pflicht genü⸗ 
en; aber zu dieſem Aufrufe iſt nicht jetzt die Zeit. Wenn man mir ſagte: 
Ven heute in einem Monate werden wir genöthigt fein, eine Schlacht zu 
liefern, jo würde ich antworten: Waffnet, waffnet und haltet Euch bereit: 
aber ich erkläre es laut, man darf in dieſem Augenblicke nicht zu Mitteln 
greifen, die uns zu Grunde richten würden.“ a 
Marcheſe Bez de Villamarina: „Ich wünſche eine Frage an den Herrn 


Conſeilpräſidenten zu richten. Man jagt immer, man müſſe nach Rom gehen 


und man werde bald dorthin gehen. ährend meines Aufenthalts in Pa⸗ 
ris war ich öfter als einmal in der Lage, den ſchlimmen Eindruck wahrzu⸗ 
nehmen, der durch ſolche Erklärungen, die keinen Zeitpunkt feſtſetzen, hervor⸗ 
gerufen wurde. Ich glaube, man treibt Mißbrauch mit dieſen Worten, 
welche geeignet ſind, die Hoffnungen der Bevölkerungen anzuregen und die 
Wünſche derſelben zu reizen; ich bitte daher den Herrn Conſeilpräſidenten, 
er möge ſich näher erklären. Ich weiß ſehr wohl, um welche delicate Frage 
es ſich handelt; ich bitte daher den Herrn Conſeilpräſidenten, mir eben nur 
zu ſagen, was er ſagen kann.“ 5 5 
Conſeilpräſident Ricaſoli: „Ich habe geſagt, daß die Ereigniſſe von Tag 
7 Tag reifen; daß es ſich um eine moraliſche Frage handelt, welche ohne 
ufenthalt ihrer Löſung entgegen geht. Ich bin dem Parlamente ſehr dank; 
bar für die Unterftügung, die es mir gewährt, aber ich kann zugleich nicht 
unterlaſſen, zu ſagen, daß man dem Miniſterium ſehr ungerechte Vorwürfe 
macht. Man ſpricht von einer Miniſterkriſis; wenn man darunter verſteht, 
daß das Miniſterium unvollſtändig iſt, ſo hat das ſeine Richtigkeit; aber 
wenn man mit dem Worte Miniſterkriſis andere Begriffe verbindet und an⸗ 
dere Conſequenzen daraus zieht, jo muß ich dies entſchieden zurückweisen. 
Ich ſpreche im Namen meiner Collegen den Wunſch und die Bitte aus, uns 
nicht in jedem Augenblick neue Hinderniſſe entgegenzuwerfen und es uns zu 
eſtatten, der Verwaltung des Landes unſere volle Thätigkeit hr widmen. 
ch halte mich gleichzeitig verpflichtet, der Nation die poſitive Verſicherung 
u geben, daß in allen Stücken die Verantwortlichkeit des Miniſteriums eben 
fo tteng gewahrt iſt, wie feine Achtung vor den Geſetzen; ich bürge dafür, 
daß, jo lange wir auf dieſen Bänken figen, wir nicht aufhören werden, an 
dem großen Werke zu arbeiten, welches nur zur vollſtändigen Unabhängig⸗ 
keit Italiens führen fol. Die Verfaſſung giebt dem Parlamente die Mittel, 
unſere Acte zu mißbilligen, aber dieſelbe Verfaſſung dictirt auch dem Mini⸗ 
ſterium, was es zu thun hat.“ 5 g 
Vorſitzender Graf Sclopis: „Zwei Tagesordnungen find auf den Tiſch 
des Hauſes niedergelegt; die eine, von Herrn Galvagno verfaßt, lautet: 
„Der Senat, befriedigt durch die Erklärungen des Miniſteriums, geht zur 
Tagesordnung über.“ Die zweite, von Herrn Farina, lautet: „Der Senat 
nimmt Act von den Erklärungen des Herrn Conſeilpräſidenten und geht zur 
Tagesordnung über.“ a - ae 
Der Conjeilpräfident Ricaſoli ſpricht ſich im Namen des Miniſteriums 
für die Tagesordnung Galvagno's aus. Der Senat nimmt durch Aufſtehen 
und Gigenbleiben die Tagesordnung des Senators Galvagno mit großer 
Mehrheit an. 
Turin, 22. Jan. In der geſtrigen Kammerſitzung wurde das 


Geſetz bezüglich eines zehnprocentigen Zuſchlages auf die Fahr⸗ und 
Transportpreiſe der Schnellzüge mit 138 gegen 78 Stimmen ange⸗ 


nommen. 
Schweiz 


[ [Militär⸗Organiſation. — Poſttaxengeſetz. 
— Ville la n ute ed ede Die „Allg. Zeitung“ reibt: 
„Heute zog der Nationalrath die bundesräthlichen Anträge, betr. einige Abän⸗ 
derungen des Geſetzes über die eidgenöſſiſche Militär⸗Organiſation, in Be⸗ 
rathung. Sie betrafen namentlich den eidgenöſſiſchen Stab und den Un⸗ 
terricht der Rekruten, und den während der Wiederholungscurſe. Der wich⸗ 
tigſte Antrag war der auf gänzliche Aufhebung des ſeitherigen hinſichtlich 
des Stutzers und des Prelat⸗Burnand⸗Gewehr angewendeten Magazini⸗ 


Bern, 17. Jan. 


rungsſyſtems. Die hierauf Bezug habende Stelle der bundesräthlichen Bot: 


ſchaft lautete: „Was den Stutzer, das H und Prelat⸗Burnand⸗Gewehr 
betrifft, ſo iſt es im direkten Widerlpru mit den in neuerer Zeit immer 
mehr hervortretenden Bedürfniſſen und Beſtrebungen, den Soldaten auch 
außer der Dienſtzeit mit feiner Waffe ſich vertraut zu machen, und in frei⸗ 
willigen Vereinen ſich damit zu üben. Wenn dem Manne zu Friedenszeiten 
das Gewehr nicht vollſtändig anvertraut wird, wenn er hier nicht daſſelbe 

ehörig zu unterhalten, und damit ſich zu üben lernt, ſo iſt faſt noch größere 

efahr vorhanden, ihm daſſelbe in Kriegszeiten zu übergeben. Alſo dem 
Manne, der berufen iſt, im Kriege die Waffe zu fuhren, dieſelbe auch in 
n und zwar in ſeinem eigenen Hauſe, anvertraut!“ Dieſer 

ufforderung wurde jedoch trotz der warmen Befürwortung des Bundesprä⸗ 


EEE 


ſidenten Stämpfli keine Folge geleiſtet. Das alte Syſtem ward mit einem 
Mehr von etwa 20 Stimmen beibehalten; allen übrigen bundesräthlichen 
Anträgen dagegen mit nur geringen Modifikationen die Zuſtimmung der 
Verſammlung ertheilt. — Im Ständerath hat heute die Berathung der Re 
viſion des Poſttaxengeſetzes begonnen, welche ſich durch einige Sitzungen 
hindurchſpinnen dürfte, da, wenn es ſich um finanzielle Intereſſen handelt, 
die Herren Ständeräthe ſich ihrer Haut tapfer zu wehren pflegen. Die 
Kommiſſion beantragte Eintreten auf die Reviſion, welche das Poſttaxenge⸗ 
ſetz nun zum drittenmal ſeit Einführung der neuen Bundesverfaſſung vor 
die eidgenöſſiſchen Räthe bringt. Sie fand das Eintreten um ſo gerechtfer⸗ 
tigter, als, ie mehr unſere Verkehrsverhältniſſe einer ſteten Aenderung un⸗ 
terworfen werden, unſere Aufwerkſamkeit, welche wir dem Poſtweſen, das 
einen ſo hohen Einfluß auf Handel und Gewerbe ausübt, zu ſchenken 
haben, auch um ſo größer werden muß. Kommiſſion und Bundesrath ſind 
in ihren Anträgen von einander nicht ſehr abweichend. Beide gehen von 
dem Prinzip aus, daß hohe Taxen dem Fiskus nicht immer den beſten Er⸗ 
trag liefern, ſondern daß vielmehr jede ie Verwaltung heutzutage danach 
trachtet, die Taxenſätze möglichſt zu ermäßigen, ohne dabei den Grundſatz 
gan aufzugeben, daß dem Staat aus dem Poſtbetrieb noch ein gewiſſes 
inkommen erwachſen darf. Das, was faus den Beſchlüſſen für das Aus: 
land von Intereſſe ſein wird, werde ich Ihnen am Ende der Diskuſſion 
mittheilen. — Die num. Regierung hat dem Bundesrath durch ihren Ge: 
ſandten heute den Wunſch ausſprechen laſſen, daß die internationale Kom⸗ 
miſſion für die nochmalige Prüfung der Geſchichte von Ville la Grand be⸗ 
hufs der Abfaſſung ihres Schlußberichts ſich in Bern verſammeln möge, 
und dies wo möglich noch vor Ende nächſter Woche. Der Bundesrath hat 
dieſem Wunſche gewillfahrt. Demnach wird der Epilog zur Angelegenheit 
von Ville la Grand ſich in der Bundesſtadt abſpielen 
Frankreich. 

Paris, 21. Jan. [Das europäiſche Schuldenweſen.] 
Der neue Band des vor Kurzem erſchienenen „Annuaire Encyelops⸗ 
dique“ enthält wohl eine der beſten und glücklichſten Zuſammenſtellun⸗ 
gen des reichen Materials, welches das vergangene Jahr der Geſchichte 
der Gegenwart beigefügt hat. So findet man, um aus dem Vielen 
das Erſte Beſte zufällig aufzugreifen, eine höͤchſt intereſſante, von J. 
E. Horn verfaßte Ueberſicht über das Schuldenweſen der europäifchen 
Staaten. Die Europäer tragen jetzt eine öffentliche Schuld von 
54.6 29,000,000 Fr., wofür fie jährlich etwa 2000 Millionen Zinſen 
zahlen. In den zwei letzten Jahren hatte dieſe Schuldenmaſſe ſich um 
ein Zwölftel, etwa um vier Milliarden vermehrt und man fühlt um 
ſo mehr das Gewicht dieſer allgemeinen Bürde, wenn man bedenkt, 
daß ſie beinahe ausſchließlich durch das Syſtem der ſtehenden 
Heere und des bewaffneten Friedens ſo heranwächſt. 


Breslau, 24. Januar. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: kleine Gro⸗ 
ſchengaſſe Nr. 10 ein meſſingenes Bügeleiſen mit Bolzen; von einem Milch⸗ 
Wagen an der Ecke Oder⸗ und Kupferſchmiede⸗Straße zwei mit Leinwand 
gefutterte wollene Pferdedecken mit braunen und gelben Streifen; einer 
Dame im Theatergebäude aus der Taſche ihres Kleides, ein Portemonnaie 
von braunem Leder in Form einer Brieftaſche mit Gummizug und 20 bis 
25 Sgr. Inhalt; Sandſtraße Nr. 7 ein grün und ſchwarz geſtreiſter wolle⸗ 
ner, und ein ſchwarz und weiß kleingeblumter kattunener Frauenrock, beide 
ohne Taille, ſo wie eine dunkelblaue leinene Schürze mit weiß und hell⸗ 
blauen Punkten; Urſulinerſtraße Nr. 10 zwei roth und weiß karrirte Deck⸗ 
bett⸗ und drei Kopftiſſen⸗Ueberzuge; auf dem Central⸗Bahnhofe, einem in 
der Reſtauration daſelbſt ſervirenden Kellner, drei feine Oberhemden, gez. 
F. G., zwei kattunene Taſchentücher, eine weiße wollene Unterjacke und zwei 
Paar weiße Soden; Friedrich⸗Wilhelms⸗Straße Nr. 74 b. eine goldene Ey⸗ 
linderuhr mit langer, etwas dick und dreikantig gegliederter goldener Uhr⸗ 
kette, innerhalb des Deckels der Uhr iſt der Name Eppner eingravirt. 

Gefunden wurden: fünf Gebund Deckenrohr. 

[Unglücksfall.] Am 22. d. M., Vormittags verunglückte in der Fabrik 
von Ohle's Erben, Kurze⸗Gaſſe 8, ein daſelbſt beſchäftigter Arbeiter, indem 
derſelbe in Folge eigener Unvorſichtigkeit mit dem rechten Oberarme in das 
Getriebe des Walzwerks gerieth und dadurch eine ſo erhebliche Quetſchung 
erlitt, daß ſeine ſofortige Unterbringung im Hoſpital nöthig wurde. (Pol.⸗Bl.) 


Meteorologiſche Peobachtungen. 
758 Millimeter. 28 Zoll pariſer Maß. 5 Grad Celſius = 4 Grad Reaumur. 
Die Stärke des Windes iſt durch Zahlen von 0 bis 4 bezeichnet, ſo daß 
0 gänzliche Windſtille, 4 aber Sturm bedeutet. 


3 ae Allgemeiner 
t empe 2 ! 
Stationen, bei 0 0 C. en Wind. Wikterungs⸗ 

ö Millimet. Grad C. Zustand. 

Am 21. Januar, 8 Uhr Morgens. 
ee 758,2 —9,1 Windſtill. Nebel. 
P 749,4 —1,1 SO. 3. Bedeckt. 
Greenwich 745,9 —0,7 D. 2, Schnee. 
Petersburg 778,0 — 286,6 O. 1. Nebel. 
Moskau = x: — — 
Madrid 755,7 +3,0 SSW. 3. Bedeckt. 

Am 23. Januar, 8 Uhr Morgens. 
Berlin 759,8 —6,3 OSO. 1. Bedeckt. 
Königsberg.... 768,4 —1,0 SO. 1. Bedeckt. 
Breslau 754,3 —42 SO. 1. Heiter. 
N N 754,5 —2,0 S. 1. Ziemlich heiter. 
Frankfurt a. M.] 741,8 —1,8 = Bedeckt. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

Paris, 23. Jan., Nachm. 3 Uhr. Die Zprz. pe zu 70, 10, ſtieg auf 70, 12, 
fiel auf 69, 90, hob ſich auf 70, 25 und ſchloß feſt und belebt zur Notiz. Con⸗ 
ſols von Mittags 12 Uhr waren 92% eingetroffen. Schluß⸗Courſe: Zprz. 
Rente 70, 20. lars Rente 98, 60. Zprz. Spanier 46%. Iprz. Spanier 
42%. Silber⸗Anleihe —. Oeſterr. Staats⸗Eiſenbahn⸗Attien 495. Credit⸗ 
mobilier⸗Aktien 721. Lomb. Eiſenbahn⸗Aktien 525. Oeſterr. Credit⸗Aktien —. 

London, 23. Jan., Nachm. 3 Uhr. Silber 61%—%. Conſols 92%. 
aber Sn 5 Mexikaner 30%. Sardinier 77%, Sproz. Ruſſen 98. 

Aproz. Ruſſen 92. ; 

London, 23. Jan. Die Dampfer „Norwegian“ und „Boruſſia“ find 
mit Nachrichten aus Newyork vom II. d. eingetroffen. Sie überbringen 
383,738 Dollars an Contanten. Middling war matt zu 35. Der Wechſel⸗ 
cours auf London 14%. Gold 4 pCt. Agio. Illinois wurde lebhaft zu 63 


ehandelt. 5 N 
5 Wien, 23. Jan., Mitt. 12 Uhr 30 Min. Beliebt und günſtig. öproz. 
Metall. 68, 50. 4 proz. Metall. 59, 50. Bank⸗Aktien 790. Nordbahn 
215, —. 1854er Lonje 89, 50. National⸗Anleihe 83, —. Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert. 278, —. Creditaktien 184, 80. London 139, 25. Hamburg 
104, 15. Paris 55, 20. Gold —, —. Silber —. —. Eliſabetbahn 153, —. 
Lomb. Eiſenbahn 266, —. Neue Looſe 124, 25. 1860er Looſe 88, 25. 
Frankfurt a. M., 23. Jannuar, Nachmittags 2 Uhr 30 Minuten. 
In Folge niedrigerer pariſer Notirungen öſterreichiſche Effekten etwas 


billiger abgegeben; Geſchäft belangreich. — Schluß⸗Courſe: Lud⸗ 
wigshafen⸗Bexbach 129%. Wiener Wechſel 83%. Darmſtädter Bank⸗ 
Aktien 197. Darmſtädter Zettelbank 246%. öproz. Metall. 47%. 4% prz. 


1854er Looſe 61%. Oeſterr. National⸗Anleihe 58. Oeſterr.⸗ 
Fred Staats⸗Eiſenb.⸗Aktien 236. le: Bank⸗Antheile 662. Oeſterr. 
redit⸗Aktien 154. Neueſte öſterr. Anleihe 63%. Oeſterr. Eliſabetbahn 106. 
Rhein⸗Nahe⸗Bahn 24%. Mainz⸗Ludwigshafen Lit. A. 114%. b 
Hamburg, 23. Januar, Nachm. 2 Uhr 30 Min. Börſe matt, mit 
Ausnahme Norddeutſcher Bankaktien, welche anſehnlichen Aufſchwung nah⸗ 
men, weil die Norddeutſche Bank die Dividende auf 5 % feſtgeſtellt hat. 
Rheiniſche 91, Märkiſche 104%. Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 


Met. 41%. 


58%. Oeſterr. Credit⸗Attien 65%. Vereinsbank 101%. Norddeutſche 
Bank 91%. Nordbahn 56. Disconto — Wien —, —. Petersburg —. 


Hamburg, 23. Jan. RS emarkt.] Weizen loco ftill, ab aus⸗ 
wärks ſehr vernachläſſigt. Roggen loco feſt, ab Oſtſee zu letzten Preiſen 
angetragen, ohne Beachtung. Del pr. Mai 26%, pr. Okt. 25%. Kaffee 
unverändert. Zink ohne Umſatz. 

Livervool, 23. Januar. [Baumwolle.] 6000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe feſter. 


C.. ˙— F u ze PERF] 

Berlin, 23. Jan. Die pariſer Börſe, die in Folge der Disconto⸗Herab⸗ 
ſetzung und des Verzichts der Regierung auf eine neue Anleihe ihre Hauſſe⸗ 
ſtellung befeſtigt hatte, iſt auf den übrigen Theil des Finanzberichks, wahr⸗ 


ſcheinlicher noch auf die in Ausſicht genommene Intervention in Amerika 
matter, jedenfalls unſicherer geworden. Auch in Wien hat ſich ein Druck 
geltend gemacht, die dortigen Courſe kommen vorwiegend niedriger, wenn⸗ 
gleich die Valuta nicht verändert iſt. Unſere Börſe war gleichfalls im Gan⸗ 
zen matter, namentlich waren mehrere Effektengattungen unbelebter als geſtern. 
Um fo größere Belebtheit erhielt ſich dagegen heute in den kleinen Eiſen⸗ 
bahnaktien, und beſonders nahmen einige inländiſche Deviſen in erhöhtem 
Maße an dieſer Bewegung Theil. Vor allem wurden die Aktien der Nie⸗ 
derſchleſiſchen Zweigbahn durch ſpekulative Thätigkeit in dieſe hineingezogen, 
da der Bau der Lauſitzer Bahn, die möglicherweiſe ihren Ausgangspunkt 
bei Sorau nimmt, von den älteren Beſitzern der Zweigbahn⸗Aktien als ein 
willkommener Anlaß benutzt wird, ſich mit einer angemeſſenen Coursbeſſe⸗ 
rung dieſes verluſtvollen Beſitzes zu entäußern. Matter waren öſterreichi⸗ 
ſche Sachen, und auch inländiſche Fonds, welche unter dem Eindruck der 
geſtern dem Landtage gemachten Finanzvorlagen litten. Der Geldmarkt iſt 
flüſſiger, mit 2% bleibt Geld für erſtes Papier angeboten. 

In Wechſeln fanden lebhafte Umſätze bei ſtarkem Begehr ſtatt, kurz Hol⸗ 
land war % niedriger leicht verkäuflich, langes ließ ſich 4 theurer haben 
wie laſſen, Banco hob ſich um % und fand Frage, London war beliebt, 
kurze Briefe ließen weder Abgeber noch Käufer vermiſſen. Paris wurde in 
beiden Sichten gern genommen. Wien ſtellte ſich in beiden Sichten % Thlr. 
böher, gegen geſtern gab es ſoviel nach; für Augsburg und Frankfurt blieb 
Geld; lang wie kurz Petersburg verkehrten % erhöht; Bremen war offe⸗ 
rirt, X niedriger zeigte ſich Frage. Warſchau war % dune gain 

. u. H.⸗Z. 


Baeoerliner Börse vom 23. Januar 1862. 


Fonds- and Geldecurse 7— 4. 
Froiw. Stasts-Anleihoj444 102%, & % bz. Oberschles, B. . 74341117 G. 
Starte - Aul. von 1880, dito C. . Ts sh 132 8. 
62, 54, 55, 88, 574% 102 J bz. dito Prior A. — — —— 

dito 1868/4 00 1, bz. dito Prior E. — 380% B 

dito 1668| 5 108 bz. dito Prior C.. — — — — 
Staats-Schuld- Sch.. . 3% 90 bz. eito Prior D.. — | 4 |t5 8. 
Präm.-Anl. von 185 3% 21 ba dito Prior E.. — 3% 83 bz. 
Berliner Stadt-Obl. 4% 8 dito Prior F.. — 44101 6. 

Kur- u. Neumärk. 396 ba. Oppelu-Tarnow. } 4 134% 4 36 br. 
@| dito dito | 4 |102 da. Prinz-W. (St.-V.) 4 65% G. 
& [Pommersche .....184101h, d. Rheinische . . 4% A 01 be. 
2 dito neue 100% @. dito (St.) Fr. — 4 19% 6. 
3 Pogenzche 4 103¼ dito Prior... | — | A |92 bz. 
| do + 3198 G. dit) III. Em. | — 4½ 05 1 bz. 
dito neuo . 4 195% ba. Rhein-Nahebahn | — | 4 |14 bs. 

Schlesische ...... 344195 ba. Ruhrort-Crefold. | 31,13% 4 bz. 
[Kur- u. Neumärk. | 4 199% br. Starg.-Posener ..| 3,8% 1904, bz. 
3 |Pommorsche ..... 4 199% bz. Thüringer 6% 4 112 @. 
2 Posensche . 97% Ds Wilhelms-Bahn .| — | 4 |37 4 39%, bz 
2{Preussische ...... 4 1691, ba, dito Prior — 487 G. 
= | Westf. u. Rhein. 4 99%, bz dito HL Em. | — 4 —-— — 
S Sächaieche 99%. B. dito Prior St.] — 4½82½ @ 
Schlesische 4 |100 ba. dito dito — 10 86 B 
Louiedor — 100% 6. . —— —— = 
Goldkronen E.. Preuss. und auel. Bank-Aetien. 


180 F. 


Oesterr. Metall. 5 40½ B. Berl. K.-Verein. 5 4115 G. 
dito öder Pr.-Anl. | 4 [6314 I. Berl.-Hand.-Ges. | 54,| 4 |18%, G. 
dito nauo 100-f.-L.— 169% B. Berl. W.-Ored.-@.) — 5 ——— 
dito Nat.-Anleihe .| 5 159%, a % & ½ bz. Braunschw. Bank 444% B 
dito Bankn.n.Whr.| — 71%, bz. \ Bremer = 5 ; 4 [101% @. 
Buse.-engl. Anleihe . 5 66 B. Coburg. Oredik-A.“ — | 4 =. G. 
dito S. Anleihe. . . 5 cb bzuB Darmst. Zettel-E.] 7% 4 8 
dito poln. Sch.-ObL.| 479 bz Darmat.Oredb.-A.| 4 470 ½ b 
Poln. Pfandbricfe ...| 4 | — — Deas. Croditb. A. — | 4 |1% "bz. 
dito III. Em......| 4 64% B. Disc.-Cm.-Anthl. | 6% 4 80“ ba u. B. 
Poln. Obl, & 500 Fl. . 4 92 @. Genf. Creditb.-A. 2 ! 433% 4 br. u. G. 
dito & 300 FI. . 5 94 ½ etw. bz. Geraer Bauk ...| 4 4 72½ 06. 
dito à 200 Fl.. — 23% G. Hamb. Fed. Bank; 4 4 101% * ba 
Poln. Banknoten ....|— 84½ bz. „ Von „ẽ 145 4 101 d. 
Kurhoss. 40 Thlr.. 11 8 etw. bu. Hannov, » 21 4 |% bz. 
Baden 35 FL........1— 131 G. . » 1 14 755 bx. u. G 
Luxembrg. „ 5 
Astien-Üsurse. Magd. Priv. „ HM 486 8. 
Dis. 2 Mein.-Oreditb,-A| 5 4 60% 4 1% dz 
1860| E. f Minerva-Bwg.-A. | — 6 |23 ba. 
Aach.-Düsseld...| 34,/31, 84 B. Ooster. Ordtb.-A. 5 5 66 4 66%, 4 66 ba. 
Aach.-Hastricht. — | 4 23 B. Pos. Froy.-Bank 5, 4 2½ ba. 
Amst.-Retterdam| 5 | 4 89 ba. Frousg. B.-Anth 61 4½ 21 B. 
Berg.-Märkische | 5%| 4 04½ bz. Schl. Bank-Ver. | 5 41 B. 
Berlin-Anhalter.| 6%] 4 1132, G. Thüringer Bank | 2% 4 4 B. 
Berlin-Hamburg. | 6%) 4 |114%, bz. u. G. Weimar. Bank. 4 4 78 bau G. 
Berl.-Potsd.-Mgd.] 34 184 . — — EDER 
Berlin-Stottiner. 6% 4 127 bz. Weoksol.Cousse. 
Broslau-Freibrg. | 5½ 4 11615 bz. 10 T. 142½ bz. 
OCön-Mindener .. 10% 25 164%, à 15 bz. 2 M. 141½ bz. 
Franz St.-Eisenb. 73 132½ 4 ½ bzu B. 8. T. 181 * 
Ludw.-Bexbach. | 24 12% B. 4 G. 2 M. 180% bz 
Magd.-Halberst. . 18% 4 256%, bz. 3 M. 6. 20 ba. 
Magd.-Wittenbrg.! 2 4 145% E. 2 M. 19% ba. 
Mainz-Ludw. A. 23 4 144 ba 8 T. 71½ ba. 
Mocklonburger..| 2 4 5½½ 4 54 bz. = H. 20 % bz. 
Münster-Hammer| 44 54% @ 2 H. 56. 4 G. 
Neisse-Brieger . 24 4 54½ 4 55 bz. T. 99% bz. 
Niederschlos. ...| 4 | 4 n br. 2 KH. 99 % bz. 
N.-Schl.-Zweigb. 4 4a 41 bz. . 2 M. 56. 28 G. 
Nordb. (Fr.-W.) 44 56 4 56½ à ½% bz. Petersburg. 3 W. 2A B. 3 M. 91 b. 
dito Prior. . . — 4½ 102 C. Warschau T. SA G. 
Oberschles. A. 73 ½ 132 G. Gremen T. Jog, bz. 


Berlin, 23. Jan. Weizen loco 68-82 Thlr., feiner weißer ſchleſ. 
81 Thlr. ab Bahn, gelber 92 9975 77 Thlr frei Mühle bez. — Roggen 
loco 80—8lpfd. 53 Thlr., 82—83pfd. 53% Thlr. ab Bahn bez., Jan. 52%, 
4 — 7 Thlr. bez., % Thlr. Br., % Thlr. Gld., Jan.⸗Febt. 52% — 7 
Thlr. bez. und Gld., Thlr. Br., Febr.⸗März 52—51% Thlr. bez., Früh⸗ 
jahr 5177 — 7 Thlr. bez. und Gld., Mai⸗Juni 517 — 7 Thlr. bez. und 
Gld., 51% Thlr. Br., Juni⸗Juli 52—51% Thlr. bez. und Gld., 52 Thlr. 
Br. — Gerſte, große und kleine, 36 —40 Thlr. pr. 1750 Pfd., ſchleſiſche 
38% Thlr. ab Boden bez. — Hafer loco 2224 i 
Jan.⸗Febr. dito, Frühjahr 23% Thlr. bez., Mais 


an, und Jan.⸗Febr. 18—17%, Thlr. bez. und Br., 17% Thlr. Gld., Febr. ⸗ 
ärz 18½—17 % Thlr. bez. und Br., 17% Thlr. Gld., März⸗April 18% 
Thlr. Br., 18% Thlr. Gld., April⸗Mai 18 — 7, Thlr. bez. und Gld., % 
Thlr. Br., Mai⸗Juni 18% —%G Thlr. bez. und Gld., % Thlr. Br., Juni⸗ 
Juli 18% Thlr. bez., Br. und Gld., Juli⸗Aug. rl Thlr. bez. 
Weizen, feinere Sorten beachtet. Roggen, disponible hatte zu etwas 
billigeren Preiſen ſchwachen Verkehr. Termine unter dem Einfluß einer 
roßen Kündigung etwas matter. Gekündigt 9000 Ctnr. Hafer matt ges 
Balken. Rüböl bei reger Kaufluſt feſt und zu anziehenden Preiſen gehan⸗ 
delt. Spiritus verharrte in matter Stimmung und waren Preiſe neuer⸗ 
dingsznachgebend. Gekündigt 20,000 Quart. a ; 


Breslau, 24. Jan. Wind: Süd⸗Oſt. Wetter: ſehr milde Tem- 

peratur bei klarem Himmel. Thermometer Früh 2° Kälte. Eisſtand. Die 

ufuhren waren 75 nicht ſehr belangreich, genügten jedoch völlig der 
achfrage, da der Geſchäfts⸗Verkehr ſich ſehr luſilos zeigte. 

Weizen in hochfeiner Waare beſſer bezahlt; pr. Sapfd. weißer 75— 
89 Sgr., gelber 75-88 Sgr. — Roggen in mittleren Sorten wenig 
N pr. 84pfd. 56—60 Sgr., feinſter 61 —62 Sgr., exquiſite Sorten über 

otiz. — Gerſte ſtill; pr. Zope, weiße 49— 41 Sgr., helle 38—39 Sgr., 
elbe 36—38 Sgr. — Hafer beſchränktes Geſchäft; pr. 50pfd. ſchleſiſcher 


2—26 Sgr. — Erbfen vernachläſſigt. — Wicken ohne Angebot. — 
Bohnen ſtill. — Oelſaaten wenig Umſatz. — Schlaglein in feinen 
Sorten ſehr begehrt. 

Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 
Weißer Weizen 75—82—90 Wic ken 40—43—46 
Gelber Weizen 75—82—89 Bohnen . 55—60—68 
Roggen 56—60—62 ute ent i. Brutto, 
Geitte 36—39—41 Schlagleinſaat . 155—170—190 
Hafer 22—26—28 Winterraps 190—206—220 
Erbſe n 48—54—60 Sommerrübſen. . 160—170—186 


rbſen 
Kleeſaat, rothe, bei reichlichen Angeboten zeigte ſich ſchwache Kaufluſt 
für billigere Forderungen, 8 —10—12— 13% Thlr., weiße beſchrankter Um» 
ſatz zu unveränderten Preiſen, 13—15%—19—22 Thlr. 
hymothee wenig gefragt, 8—9—9½ Thlr. — Kartoffeln pr. Sack 
a 150 Pfd. netto 18—24 Sgr., pr. Metze 9 Pf. bis 1% Sgr. 
Vor der Börſe. 
Rohes Rüböl fteigend, pr. Ctr. loco und pr. Januar 12 Thlr. April: 
Mai 12% Thlr. — Spiritus Ha pr. 100 Quart à 80 % Tralles loco 
16% Thlr., Januar 16% Thlr. Br., Frühjahr 17% Thlr. Br. 


Verantwortlicher Redakteur: R. Bürkner in Breslau. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


